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Kapitel 1

Einführung

„Jede Verfassung muß sich mit den Realitäten des Lebens in 
einer komplexen Umwelt auseinandersetzen, die heute durch 
starke transnationale Verflechtungen im Zuge der sich fort-
schreitend intensivierenden Globalisierung gekennzeichnet ist.“

Christian Tomuschat1

„Der Einzelne in der offenen Staatlichkeit“. Der Titel der vorliegenden Unter-
suchung adressiert das in dieser Studie grundrechtsdogmatisch zu vermessen-
de Spannungsverhältnis zwischen verfassungsrechtlich garantierten Individual-
rechten und der durch die Verfassungsentscheidung für die offene Staatlichkeit 
bejahten und ermöglichten zwischenstaatlichen Kooperation.2

Um dieses Spannungsverhältnis deutlich werden zu lassen, muss in einem 
ersten Schritt auf das Phänomen der zwischenstaatlichen Kooperation ange-
sichts von Globalisierung und Internationalisierung mitsamt seiner Notwen-
digkeit, der mit ihm verbundenen Chancen und des von ihm ausgehenden 
Gefährdungspotentials eingegangen werden (A). Sodann werden das Unter-
suchungsprogramm im Einzelnen entfaltet (B), der grundrechtsdogmatische sta-
tus quo vorgestellt (C), die konkreten Untersuchungsziele benannt (D), die Un-
tersuchungsmethodik erklärt (E) und der Gang der Untersuchung skizziert (F).

A.  Notwendigkeit und Chancen der zwischenstaatlichen 
Kooperation angesichts von Globalisierung und 
Internationalisierung sowie ihr unterschätztes 

Gefahrenpotential für Individualrechte

Das Phänomen der Globalisierung ist vielfach beschrieben, erklärt und interpre-
tiert worden. So gilt Globalisierung im 21. Jahrhundert „als der vorherrschen-
de Zug der Zeit“, bedarf im öffentlichen und wissenschaftlichen Diskurs kaum 

1  C. Tomuschat, in: Isensee/Kirchhof, HStR, Bd. 11, 3. Aufl. 2013, § 226 Rn. 3.
2  Dieses Spannungsverhältnis wird in der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung zum 

ersten Mal im Jahr 1981 ausdrücklich thematisiert; siehe BVerfGE 58, 1 (41) – Eurocontrol I 
(1981); siehe dazu M. Baldus, Transnationales Polizeirecht, 2001, S. 135.
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mehr der Begründung3 und lässt die Geschlossenheit von (National-)Staat und 
Gesellschaft in der klassischen Staatstheorie als antiquierte Vorstellung erschei-
nen. Trotz seiner Allgegenwart ist der originär in den Sozial- und nicht in den 
Rechtswissenschaften beheimatete Begriff der Globalisierung4 allerdings bis 
heute weitgehend ein Schlagwort geblieben. Ein feststehender Inhalt ist kaum 
zu identifizieren.5 Überdies wird Globalisierung vielfach als Synonym für das 
Phänomen der Internationalisierung verwendet.6 Allgemein beschreibt der Ter-
minus der Globalisierung grenzüberschreitende Verflechtungsprozesse im Welt-
maßstab und den damit korrespondierenden Bedeutungsschwund staatlicher 
Grenzen. Dabei werden verschiedene Dimensionen (Wirtschaft, Wissenschaft, 
Kultur, Kommunikation, Umwelt etc.), Akteure (Individuen, Gesellschaften, 
Staaten etc.) und Einzelphänomene unterschieden.7 Auch wenn besagte Ent-
grenzungsprozesse nicht vollkommen neu sein mögen, haben sie seit der Mitte 
des vorangegangenen Jahrhunderts in qualitativer wie quantitativer Hinsicht so 
stark zugenommen, dass ihre begriffliche Fassung und Exponierung unter dem 
Terminus der Globalisierung gerechtfertigt erscheint.8

Aus rechtlicher Perspektive und damit für die hiesige Untersuchung bedeut-
sam ist, dass unter den Globalisierungsbegriff nicht allein die beschriebenen, 
häufig ökonomisch und politisch bedingten sowie kommunikationstechnisch 
begünstigten gesellschaftlichen Entgrenzungsprozesse fallen. Vielmehr erfasst 
der Terminus auch rechtliche Kooperationsstrukturen, die (vornehmlich9) in 

3  Vgl. J. Isensee, ZSE 1 (2003), 7 (7).
4  Vgl. M. Ruffert, Die Globalisierung als Herausforderung an das Öffentliche Recht, 2004, 

S. 11: „Globalisierung ist kein Rechtsbegriff. Der Terminus wird weder in rechtsverbindlichen 
Normen […] noch in […] Entscheidungen gerichtlicher Spruchkörper verwendet. Globalisie-
rung bezeichnet auch kein juristisches Konzept, keinen dogmatischen Entwurf oder rechts-
theoretischen Zusammenhang. Als faktisches, nicht normatives Phänomen ist Globalisierung 
von anderen Wissenschaften zu erschließen, bevor sie als rechtstatsächliche Gegebenheit in 
ihren Wechselwirkungen mit dem Recht von der Rechtswissenschaft rezipiert werden kann“.

5  C. Tomuschat, in: Schwarze, Globalisierung und Entstaatlichung des Rechts, 2008, S. 21 
(21); vgl. auch M. Ruffert, Die Globalisierung als Herausforderung an das Öffentliche Recht, 
2004, S. 9 u. 11 f.

6  Kritisch zu dieser Begriffsverwendung J. Delbrück, in: Bartosch/Wagner, „Weltinnen-
politik“, 1998, S. 55 (62).

7  Vgl. zu Begriff und Dimensionen M. Ruffert, Die Globalisierung als Herausforderung an 
das Öffentliche Recht, 2004, S. 12 ff. m. w. N.

8  Vgl. M. Kotzur, in: JöR 59 (2011), S. 389 (408); siehe auch J. Kokott, in: VVDStRL 63 
(2004), S. 7 (10): „Niemals war zwar der Staat völlig abgeschotteter, impermeabler und autar-
ker Souverän, niemals aber auch war er so integrationsoffen und so wenig autark wie heute“; 
zur Diskussion über die Gesamtbewertung der aktuellen Konstellation im historischen Ver-
gleich siehe M. Ruffert, Die Globalisierung als Herausforderung an das Öffentliche Recht, 
2004, S. 15 m. w. N.; siehe zu den konkreten Neuerungen schließlich U. Beck, Was ist Globa-
lisierung?, 6. Aufl. 1999, S. 31 f.

9  Auch wenn sich als das wesentliche Motiv internationaler Zusammenarbeit sicherlich 
die Einsicht in die staatliche Insuffizienz zur Bewältigung diverser politischer Herausforderun-
gen erweist (S. Hobe, Der offene Verfassungsstaat zwischen Souveränität und Interdependenz, 
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Reaktion auf das mit gesellschaftlichen Entgrenzungsprozessen einhergehen-
de Schwinden der Bedeutung staatlicher Grenzen und rechtlicher Zugriffs-
möglichkeiten auf entterritorialisierte politische Herausforderungen entstanden 
sind.10 Solcherart Strukturen betreffen nicht nur die als „Internationalisierung“ 
bezeichnete Zunahme klassischer Kooperationen staatlicher Akteure,11 sondern 
auch darüber hinausgehende institutionalisierte Kooperationsformen im Rah-
men neu geschaffener internationaler und supranationaler Organisationen, im 
Kontext derer der klassische Austausch- und Koordinierungscharakter völker-
rechtlicher Verträge zugunsten objektiver Regelungsstrukturen (sogenannter 
Regime) in den Hintergrund rückt.12 Schließlich lässt die Entterritorialisierung 
nicht nur Rechtsbeziehungen zwischen den Staaten entstehen, sondern auch 
„Beziehungen über die Staaten hinaus und durch sie hindurch“13, womit die Di-
mension der Transnationalität14 angesprochen ist.15

Wie bereits angemerkt, wird der Aufbau und die Intensivierung zwischen- 
und überstaatlicher Kooperationen und Kooperationsstrukturen notwendig, um 
das infolge des Globalisierungsprozesses stark reduzierte Steuerungspotential 
einzelner Nationalstaaten zu kompensieren.16 Diese zentrale Herausforderung 
der Globalisierung ist grundgelegt in der Souveränität der Nationalstaaten, die 

1998, S. 390), ist in der Literatur zu Recht darauf hingewiesen worden, dass die rechtliche In-
ternationalisierung nicht nur Folge, sondern auch Voraussetzung von Globalisierung ist. So hat 
sich die Staatengemeinschaft nach den verheerenden Erfahrungen des Zweiten Weltkriegs be-
wusst zur politischen und damit auch rechtlichen Internationalisierung entschlossen, was die 
gegenseitige Abhängigkeit der Staaten maßgeblich gesteigert hat. Nach dem Ende des Kalten 
Kriegs wurde die Internationalisierung in ein neues Entwicklungsstadium überführt, das stän-
dig weitere Formen der internationalen Zusammenarbeit zur Bewältigung von Folgeproble-
men vorangegangener Integrationsschritte erfordert; vgl. L. Viellechner, Transnationalisierung 
des Rechts, 2013, S. 101; siehe auch M. Ruffert, Die Globalisierung als Herausforderung an 
das Öffentliche Recht, 2004, S. 17 m. w. N.

10  Vgl. M. Ruffert, Die Globalisierung als Herausforderung an das Öffentliche Recht, 
2004, S. 16 f., der diese beiden Aspekte, also die grenzüberschreitenden Entwicklungen und 
die daraufhin entstandenen Kooperationsstrukturen, als für eine juristische Analyse besonders 
bedeutsam bezeichnet.

11  Siehe etwa J. Delbrück, IJGLS 1 (1993), 9 (10 f.); siehe zur Internationalisierung der 
Verwaltungsbeziehungen etwa E. Schmidt-Aßmann, in: LA Rüdiger Wolfrum, Bd. 2, 2012, 
S. 2119 (2119 ff.).

12  Internationale Organisationen bezeichnet M. Ruffert, Die Globalisierung als Herausfor-
derung an das Öffentliche Recht, 2004, S. 33 als „klassische Form der Staatenkooperation auf 
organisch höherer Stufe“.

13  Zum Ganzen M. Ruffert, Die Globalisierung als Herausforderung an das Öffentliche 
Recht, 2004, S. 18 u. 20 f. m. w. N.

14  Der Begriff geht zurück auf P. Jessup, Transnational Law, 1956, S. 1 f.
15  Umfassend dazu aus öffentlich-rechtlicher Perspektive L. Viellechner, Transnationali-

sierung des Rechts, 2013, passim; siehe ferner die Beiträge in G.‑P. Calliess, Transnationales 
Recht, 2014; siehe zur „transnationalen Konstellation“ auch C. Franzius, AöR  138 (2013), 
204 (217 ff.); C. Franzius, Recht und Politik in der transnationalen Konstellation, 2014, S. 9 ff.

16  Siehe dazu M. Ruffert, Die Globalisierung als Herausforderung an das Öffentliche 
Recht, 2004, S. 17 m. w. N.; siehe auch M. Payandeh, in: JöR 57 (2009), S. 465 (473).
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sie (und nur sie) bemächtigt im Wege rechtlicher Regelungen auf ihrem Ho-
heitsgebiet autonom sozialgestaltend tätig zu sein. Dem gegenüber steht die 
Tatsache, dass viele Gegenwartsprobleme nationalstaatlich zunehmend nicht 
mehr bewältigt und damit staatliche Aufgaben nicht mehr erfüllt werden kön-
nen.17

Zu diesen vom Globalisierungsbegriff terminologisch erfassten Phänome-
nen, die „den Rahmen einer staatsorientierten politischen und rechtlichen Ord-
nung transzendieren“18, gehören nicht nur die großen Fragen der internationa-
len Politik wie Krieg und Frieden, Ernährung, Rüstung etc.,19 sondern ebenso 
Herausforderungen der Wirtschafts-, Sozial- und Innenpolitik, die früher rein 
innerstaatlich adressiert werden konnten.

So lassen sich beispielsweise im Kontext der Umweltpolitik globale Phä-
nomene wie das des Klimawandels einzelstaatlich nicht in den Griff bekom-
men; ebenso wenig kann die Aufgabe der Erhaltung der natürlichen Lebens-
grundlagen ohne Zusammenarbeit der Staaten gelingen. Gleiches gilt für 
Herausforderungen der Sicherheitspolitik, wie beispielsweise das Problem der 
internationalen Kriminalität (Terrorismus, Rauschgiftschmuggel, Wirtschafts-
kriminalität etc.), das seinerseits häufig durch die Globalisierung anderer Berei-
che, insbesondere der Wirtschaft, begünstigt wird.20 Durch die Globalisierung 
der Wirtschaft und die Etablierung weltweiter Handelsströme in zuvor unge-
kanntem Ausmaß sinkt ferner die Fähigkeit der Nationalstaaten zur autonomen 
wirtschaftlichen Makrosteuerung, was in Abwesenheit internationaler Zusam-
menarbeit Wohlfahrtsverluste nach sich ziehen und dadurch wiederum massi-
ve Auswirkungen auf die Sozialsysteme der Nationalstaaten haben kann.21 Die 
Zunahme grenzüberschreitender Transaktionen, die Internationalisierung der 
Finanzmärkte sowie die Mobilität der Bürger erschweren es ferner, die für jede 
staatliche Tätigkeit notwendigen Steuern erheben und diese Erhebung rechtlich 

17  Vgl. J. Delbrück, in: Bartosch/Wagner, „Weltinnenpolitik“, 1998, S. 55 (62 f.);  
C. Calliess, in: Isensee/Kirchhof, HStR, Bd. 4, 3. Aufl. 2013, § 83 Rn. 68; siehe dazu auch 
R. Wahl, in: FS Alexander Hollerbach, 2001, S. 193 (217).

18  So treffend J. Delbrück, in: Bartosch/Wagner, „Weltinnenpolitik“, 1998, S. 55 (62); vgl. 
auch C. von Coelln, in: Isensee/Kirchhof, HStR, Bd. 11, 3. Aufl. 2013, § 239 Rn. 2; B. Schrie-
wer, Zur Theorie der internationalen Offenheit und der Völkerrechtsfreundlichkeit einer 
Rechtsordnung und ihrer Erprobung am Beispiel der EU‑Rechtsordnung, 2017, S. 260.

19  Siehe dazu im hiesigen Kontext W. Schröder, Grundrechtsdemokratie als Raison offe-
ner Staaten, 2003, S. 211.

20  Siehe dazu J. Habermas, in: Politische Essays, 1998, S. 91 (106); zur internationalen 
Kriminalität in der Europäischen Union siehe bereits S. Simitis/G. Fuckner, in: Rupprecht/
Hellenthal, Innere Sicherheit im europäischen Binnenmarkt, 1992, S. 340.

21  Entsprechend wird mit der Aufnahme internationaler Kooperationen im Bereich der 
Wirtschaft versucht Wohlfahrtsgewinne zu erzielen und Wohlfahrtsverluste zu verhindern; 
vgl. S. Hobe, Der offene Verfassungsstaat zwischen Souveränität und Interdependenz, 1998, 
S. 390; siehe allgemein zu den Auswirkungen der ökonomischen Globalisierung auf den Wohl-
fahrtsstaat D. Swank, Globalization, in: Castles/Leibfried/Lewis/Obinger/Pierson, The Oxford 
Handbook of the Welfare State, 2010, S. 318 ff.
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durchsetzen zu können. Vor diesem Hintergrund kann auch die internationale 
Steuerflucht durch einzelne Staaten kaum mehr bekämpft werden.22 Außerdem 
stellen die Staaten vernetzte Infrastrukturen in den Politikfeldern Verkehr, Ener-
gie und insbesondere Information und Kommunikation vor neue Probleme.23 
Schließlich ist selbstredend der ganze Komplex der globalen Migration nicht 
einzelstaatlich bewältigbar.24

Eine Antwort auf die skizzierten Globalisierungsherausforderungen besteht 
in bilateralen und multilateralen Problemlösungen der Staaten.25 Mit anderen 
Worten: Es bedarf der staatenübergreifenden Zusammenarbeit in rechtlichen 
Formen, um durch die Globalisierung verloren gegangene Gestaltungsmöglich-
keiten zurückzugewinnen,26 die gestellten Sachaufgaben weiterhin bewältigen 
zu können27 und insgesamt nicht in eine „Ohnmacht durch Globalisierung“ zu 
fallen.28 Alternative Wege zur Rückgewinnung politischer Handlungsfähig-
keit sind weitgehend verschlossen, weil insbesondere der Weg der räumlichen 
Ausdehnung staatlicher Hoheitsgewalt durch Art. 2 Abs. 4 der UN‑Charta (zum 
Glück!) versperrt ist.29 Ist politisches und in der Folge rechtliches Zusammen-
wirken der Staaten damit notwendig zur Erfüllung essentieller Aufgaben der 
jeweiligen Einzelstaaten,30 kann zwischenstaatliche Kooperation zusammen-
fassend als eine zentrale staatliche Gelingensbedingung im 21. Jahrhundert be-
zeichnet werden.31 Beansprucht dieser Befund für alle Industriestaaten Gültig-

22  Vgl. U. Beck, Was ist Globalisierung?, 6. Aufl. 1999, S. 14; siehe ferner S. Eilers, Das 
Steuergeheimnis als Grenze des internationalen Auskunftsverkehrs, 1987, S. 53; V. Glaser, 
Die datenschutzrechtlichen Grenzen bei der internationalen Informationshilfe durch deutsche 
Steuerbehörden innerhalb der Europäischen Union, 2014, S. 2.

23  R. Geiger, Grundgesetz und Völkerrecht, 6. Aufl. 2013, S. 1.
24  Siehe zu Möglichkeiten der Migrationssteuerung statt aller H. Schwenken, Globale Mi-

gration, 2018, S. 115 ff.; siehe zum Ganzen bereits U. Beck, Was ist Globalisierung?, 6. Aufl. 
1999, S. 12 ff.

25  Vgl. S. Hobe, Der Staat 37 (1998), 521 (521); siehe auch K. Rauser, Die Übertragung 
von Hoheitsrechten auf ausländische Staaten, 1990, S. 246 f.

26  Vgl. M. Kotzur, Grenznachbarschaftliche Zusammenarbeit in Europa, 2004, S. 43 f.; 
siehe ausführlich zu Faktoren, die die Nationalstaaten faktisch zu Kooperation und Koor-
dination zwingen W. Schröder, Grundrechtsdemokratie als Raison offener Staaten, 2003, 
S. 209 ff. m. w. N.

27  Vgl. M. Kment, Grenzüberschreitendes Verwaltungshandeln, 2010, S. 18 f.
28  Vgl. J. Habermas, in: Politische Essays, 1998, S. 91 (122); vgl. auch R. Geiger, Grund-

gesetz und Völkerrecht, 6. Aufl. 2013, S. 1.
29  Vgl. P. Kirchhof, DVBl. 1999, 637 (646); zur Konstitutionalisierung des Gewaltverbots 

und seinen Gegentendenzen siehe J. Bast, in: VVDStRL 76 (2017), S. 277 (290 f.).
30  Siehe dazu bereits J. Delbrück, in: Bartosch/Wagner, „Weltinnenpolitik“, 1998, S. 55 

(57); S. Hobe, Der Staat 37 (1998), 521 (542 f.); nur mehr supranationale Kooperation für aus-
reichend haltend K. Dicke, in: BerDGVR 39 (2000), S. 13 (29).

31  Vgl. R. Geiger, Grundgesetz und Völkerrecht, 6. Aufl. 2013, S. 1. So in der Prä-
Trump-Ära auch die einhellige politische Einschätzung, sei es von Links (vgl. O. Lafon-
taine, in: Beck, 1998, S. 254 [256]), oder von Rechts. Aus alledem folgt mit Stephan Hobe 
(Der Staat 37 [1998], 521 [542 f.]) ein Verständnis der Struktur des internationalen Systems 
als eines solchen von „Aufgabenerfüllungsebenen“, in welchem der Staat seinen Anspruch auf 
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keit, gilt dies aus nachkriegsgeschichtlichen, geopolitischen und ökonomischen 
Gründen erst recht für die Bundesrepublik Deutschland.32

Der moderne, „offene“ Verfassungsstaat ist mithin – und dies schon lange – 
kein autonomer Souverän im engeren Sinne mehr, definiert er sich doch auch 
durch seine (freiwillig) eingegangenen Bindungen zu anderen Staaten und er-
kennt seine zunehmende Interdependenz an.33 Dies führt zwar vordergründig 
zu Einschränkungen autonomer Gestaltungsbefugnisse34 und damit zu grund-
legenden Veränderungen der „Welt der Staaten“35, eröffnet aber durch die Be-
teiligung an internationalen und supranationalen Formen der Zusammenarbeit 
auch neue Mitgestaltungsmöglichkeiten, die über den eigenen Hoheitsbereich 
hinausreichen.36 So stellt die Globalisierung den Nationalstaat nicht prinzipiell 
in Frage37 und erfordert auch nicht das Entstehen eines Weltstaates. Der Na-
tionalstaat bleibt vielmehr wichtigster Akteur bei der Problembewältigung,38 
allerdings nur in gewandelter, weltoffener Gestalt und damit eingebunden in 
zwischen- und überstaatliche Kooperationen.39 Auf sich gestellt kann er sei-

Problemlösungsallmacht aufgeben muss und dies zum Teil auch bereits getan hat; ähnlich auch 
C. Tietje, Internationalisiertes Verwaltungshandeln, 2001, S. 213; M. Kment, Grenzüberschrei-
tendes Verwaltungshandeln, 2010, S. 18; siehe schließlich BVerfGE 123, 267 (345) – Lissabon 
(2009): „Nur wer sich aus Einsicht in die Notwendigkeit friedlichen Interessenausgleichs und 
in die Möglichkeiten gemeinsamer Gestaltung bindet, gewinnt das erforderliche Maß an Hand-
lungsmöglichkeiten, um die Bedingungen einer freien Gesellschaft auch künftig verantwort-
lich gestalten zu können“.

32  Vgl. M. Staack, Handelsstaat Deutschland, 2000, S. 530 f.; siehe auch bereits R. Gra-
wert, in: FS Ernst-Wolfgang Böckenförde, 1995, S. 125 (140); K. Stern, StR, Bd. III/1, 1988, 
§ 72 S. 1224.

33  Vgl. H. Sauer, Staatsrecht III, 5. Aufl. 2018, § 2 Rn. 4; siehe auch P. Kirchhof, 
DVBl. 1999, 637 (646); zum historischen Wandel des Selbstverständnisses siehe J. Delbrück, 
in: Bartosch/Wagner, „Weltinnenpolitik“, 1998, S. 55 (58).

34  Vgl. G. Dahm/J. Delbrück/R. Wolfrum, Völkerrecht, Bd. I/3, 2. Aufl. 2002, S. 856 f.
35  R. Wahl, Der Staat 40 (2001), 45 (47).
36  Vgl. P.‑T. Stoll, DVBl. 2007, 1064 (1066).
37  So die deutlich überwiegende Ansicht; siehe etwa P. Saladin, Wozu noch Staaten?, 

1995, S. 176; K. Dicke, in: BerDGVR 39 (2000), S. 13 (22); U. Schliesky, Souveränität und Le-
gitimität von Herrschaftsgewalt, 2004, S. 445; R. Streinz, in: FS Georg Ress, 2005, S. 1277 ff.; 
E. Schmidt-Aßmann, Der Staat 45 (2006), 315 (327); C. Tomuschat, in: Schwarze, Globalisie-
rung und Entstaatlichung des Rechts, 2008, S. 21 (52); siehe ferner J. Isensee, ZSE 1 (2003), 7 
(13): „Vom Tod des Staates, den Nietzsche einläutete, ist nichts zu spüren“; hingegen kritisch 
M. Ruffert, Die Globalisierung als Herausforderung an das Öffentliche Recht, 2004, S. 58, der 
in dem um das Substrat seiner Regelungs- und Vollzugshoheit beraubten Verfassungsstaat das 
„eigentliche Opfer der Globalisierung“ sieht, dem allein die formale Letztentscheidung, aber 
materiell nichts mehr zu entscheiden verbleibt; ähnlich auch B.‑O. Bryde, Der Staat 42 (2003), 
61 (61 f.); siehe schließlich differenzierend W. Graf Vitzthum, Der Staat der Staatengemein-
schaft, 2006, S. 15, wonach die inter- und transnationale Verflechtung den Staat der Gegenwart 
zugleich relativiert und aufwertet.

38  Vgl. U. Di Fabio, Das Recht offener Staaten, 1998, S. 145: „Der Staat bleibt“; ähnlich 
auch K.‑H. Ladeur/L. Viellechner, AVR 46 (2008), 42 ff.

39  Vgl. P. Kirchhof, DVBl.  1999, 637 (647); R. Wahl, Der  Staat  40 (2001), 45 (54 ff.); 
M. Kment, Grenzüberschreitendes Verwaltungshandeln, 2010, S. 49.
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nen Bürgern ein Leben in Frieden, Freiheit, Sicherheit und Wohlstand hingegen 
nicht mehr garantieren.40

In rein tatsächlicher Hinsicht hat seit dem Zweiten Weltkrieg das beschrie-
bene strukturelle Spannungsverhältnis zwischen nationaler Souveränität auf der 
einen und territorialer Entgrenzung von Gesellschaften und politischen Heraus-
forderungen auf der anderen Seite konsequenterweise zu einem dichten und 
teilweise kaum mehr überschaubaren Geflecht rechtlicher Regelungen zwi-
schen den Nationalstaaten (und anderen Völkerrechtssubjekten wie internatio-
nalen Organisationen) geführt und damit zu verschiedenen Formen von inter-, 
trans- und supranationaler Zusammenarbeit.41 Insbesondere für westliche Ver-
fassungsstaaten wie die Bundesrepublik Deutschland ist die inter- und supra-
nationale Zusammenarbeit somit seit geraumer Zeit keine gesondert begrün-
dungsbedürftige Ausnahme mehr, sondern Normalität.

Zu dieser Normalität gehört, dass nicht allein in den „luftigen Höhen“ der 
großen Politik, sondern auch in den „Niederungen“ deutscher Verwaltungs- und 
Gerichtstätigkeit zwischenstaatliche Kooperationen auf Grundlage supranatio-
nalen Unionsrechts, Völkerrechts und (autonomen) nationalen Rechts globa-
lisierungsbedingt alltäglich geworden sind. Solcherart Verwaltungs- und Ge-
richtskooperationen kennen alle drei Teilbereiche des Rechts, namentlich das 
Zivil-, das Straf- und das Öffentliche Recht.42 Die diesen Kooperationen zu-
grundeliegenden rechtlichen Grundlagen konstituieren die in den letzten Jahr-
zehnten neuentstandenen und mit der Zeit immer umfangreicher normierten Re-
gelungsbereiche des internationalen (sowie europäischen43) Zivil-, Straf- und 
Verwaltungsrechts. Diese Rechtsmaterien und die mit ihrer Hilfe vollzogenen 
und im weiteren Fortgang der Untersuchung im Fokus stehenden zwischen-
staatlichen Kooperationen tragen als ein in Reaktion auf die gesellschaftlichen 
Globalisierungsprozesse zwar nicht neu eingeführtes, aber entscheidend ge-
stärktes Instrument dazu bei, das „Nebeneinander“ nationaler Rechtsordnun-
gen langsam durch ein „grenzüberschreitend-kooperatives“ Handeln staatlicher 
Einrichtungen zu ersetzen.44 

Eine solche Entwicklung ist angesichts der zunehmenden Anzahl der von 
staatlichen Behörden und Gerichten zu beurteilenden und zu regelnden grenz-

40  Vgl. T. Giegerich, in: Giegerich, Der „offene Verfassungsstaat“ des Grundgesetzes nach 
60 Jahren, 2010, S. 13 (31 f.).

41  Vgl. L. Harings, Grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Polizei- und Zollverwal-
tungen und Rechtsschutz in Deutschland 1998, S. 29.

42  Vgl. C. von Coelln, in: Isensee/Kirchhof, HStR, Bd. 11, 3. Aufl. 2013, § 239 Rn. 2; aus 
völkerrechtlicher Perspektive siehe G. Dahm/J. Delbrück/R. Wolfrum, Völkerrecht, Bd. I/3, 
2. Aufl. 2002, S. 853.

43  Zur Notwendigkeit eines europäischen Verwaltungsrechts siehe etwa E. Schmidt-
Aßmann, DVBl. 1993, 924 (936).

44  Vgl. J. Ruthig, in: Wolter/Riedel/Taupitz, Einwirkungen der Grundrechte auf das Zivil-
recht, Öffentliche Recht und Strafrecht, 1999, S. 271 (273).
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überschreitenden Sachverhalte und dem durch sie hervorgerufenen und stän-
dig wachsenden Bedürfnis nach Unterstützung bei Amtshandlungen sowie 
nach Austausch von Daten und Informationen dringend angezeigt. Ein Unter-
stützungsbedürfnis besteht dabei in einer Vielzahl von Feldern, angefangen 
beim Straf- und Sicherheitsrecht, über das Steuer- und Sozialrecht bis hin zum 
Umweltrecht.45 Rein tatsächlich kommt es auf Grundlage der die gegenseiti-
ge Unterstützung im Wege der Amts- und Rechtshilfe legitimierenden unions-, 
völker- und nationalrechtlichen Regelungen zu ungezählten Unterstützungs-
maßnahmen und insbesondere zu einem intensiven Datenaustausch zwischen 
Behörden46 sowie zwischen Gerichten.47 Auch wenn die Behörden- und Ge-
richtskooperation bereits heute eine maßgebliche Bedeutung für das Gelingen 
staatlicher Verwaltungs- und Gerichtstätigkeit besitzt, wird ihre Relevanz mit 
der ungebrochenen Ausdehnung des wirtschaftlichen und sozialen Lebens über 
die Grenzen und der dadurch bewirkten weiteren Zunahme grenzüberschreiten-
der Sachverhalte noch weiter zunehmen.48

Neben dem Hinweis auf die kaum bestreitbare Notwendigkeit zwischenstaat-
licher Kooperationen und auf ihre vielen positiven Effekten bedarf es allerdings 
auch der Vergewisserung über ihre Schattenseiten im Sinne von Nachteilen für 
den kooperierenden Staat und die ihm unterworfenen Individuen. Mit Blick auf 
den kooperierenden Staat selbst ist zu bedenken, dass die Unterstützung anderer 
Staaten in der Regel auf Gegenseitigkeit beruht. Vor diesem Hintergrund kön-
nen deutsche Hoheitsträger nur insoweit darauf bauen, dass eigenen Kooperati-
onsersuchen durch andere Staaten entsprochen wird, wie sie ihrerseits fremden 
Unterstützungsersuchen nachkommen.49 Dies hat zur Folge, dass einem ent-
sprechend kooperierenden Staat partiell verwehrt wird, die Zwecke zu bestim-
men, für deren Verwirklichung er notfalls Gewalt einsetzt, wodurch er in man-

45  So bereits M. Schröder, in: FS Hans-Jürgen Schlochauer, 1981, S. 137 (137); siehe fer-
ner J. Ruthig, in: FS Hans Hilger, 2003, S. 183 (183 f.), der den Datenaustausch als im Zen-
trum der internationalen Zusammenarbeit stehend bezeichnet, was heute mehr denn je zutrifft.

46  Siehe dazu C. Calliess, in: Isensee/Kirchhof, HStR, Bd. 4, 3. Aufl. 2013, § 83 Rn. 68, 
der darauf hinweist, dass gerade die Internationalisierung der Verwaltung, als der traditionell 
den Kern der (National)Staatlichkeit ausmachenden Gewalt, besonders beachtlich ist.

47  Vgl. J. Ruthig, in: Wolter/Riedel/Taupitz, Einwirkungen der Grundrechte auf das Zivil-
recht, Öffentliche Recht und Strafrecht, 1999, S. 271 (273). So sind etwa im strafrechtlichen 
Kontext, in dem das Potential von Effektivitätssteigerungen bei der Bekämpfung grenzüber-
schreitender Kriminalität im Wege zwischenstaatlicher Kooperation in besonders ausgeprägter 
Weise erkannt wurde (siehe dazu bereits T. Weigend, ZStW 105 [1993], 774 [793]) die Fall-
zahlen durchgeführter Kooperationen stark gestiegen, wie sich etwa am für die strafrechtliche 
Zusammenarbeit besonders wichtigen Auslieferungsrecht deutlich machen lässt. So nahmen 
allein zwischen 2005 und 2015 die eingehenden Auslieferungsersuchen um knapp 63 % zu; 
siehe dazu K. Leipold/M. Lochmann, ZRP 2018, 43 (44).

48  Dies bereits im Jahr 1960 prognostizierend W. Geck, in: Strupp/Schlochauer, Wörter-
buch des Völkerrechts, Bd. 1, 2. Aufl. 1960, S. 55.

49  Siehe noch eingehend zu diesem sogenannten Reziprozitätsinteresse die Ausführungen 
auf S. 336 f.
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chen Bereichen „zum Handlanger einer fremden Gewalt“ gerät.50 Angesichts 
dessen zahlt der kooperierende Verfassungsstaat für die effektivere Bewälti-
gung seiner „Erfüllungsverantwortung“ in Gestalt der Einschränkung der Auto-
nomie hoheitlicher Zwecksetzung einen nicht zu vernachlässigenden Preis.51

Darüber hinaus, und für die vorliegende, eine individualrechtliche Perspek-
tive einnehmende Studie von noch größerer Bedeutung, fordern die Globalisie-
rung und – als eine ihrer Bewältigungsstrategien – die internationale Kooperati-
on auch den etablierten verfassungsrechtlichen Individualrechtsschutz heraus.52 
Der sich nunmehr zwanglos zwischen verschiedenen Staaten bewegende und 
dort agierende Grundrechtsträger produziert kontinuierlich zwischenstaatli-
che Sachverhalte,53 deren rechtliche Verarbeitung die aus verschiedenen Ver-
fassungsordnungen stammenden, teilweise miteinander konkurrierenden oder 
sogar kollidierenden Rechte und Pflichten des Einzelnen berücksichtigen 
muss.54 Die verfassungsrechtliche Bewältigung grenzüberschreitender Fall-
gestaltungen stellt sowohl die Praxis als auch die Wissenschaft des Verfas-
sungsrechts vor besondere Herausforderungen, weil die verfassungsrechtlichen 
Individualrechtsgewährleistungen auf den „Normalfall“ der innerhalb staatli-
cher Grenzen wirkenden Hoheitsgewalt zugeschnitten und deshalb auf die zwi-
schenstaatliche Kooperation und auf die nunmehr grenzüberschreitende Ge-
sellschaft, deren Mobilität, Wirtschaft, Kommunikation und (privat-)rechtliche 
Beziehungen nicht an den Grenzen haltmachen, nicht optimal eingestellt sind.55 
Hinzu kommen die noch im Einzelnen aufzuzeigenden freiheitsverkürzenden 
Effekte der zwischenstaatlichen Kooperation.

Um den durch die gewandelte Realität gestellten Herausforderungen des 
verfassungsrechtlichen Individualrechtsschutzes begegnen zu können, bedarf 
es der konsequenten Entfaltung der überkommenen Grundrechtsdogmatik auf 
die neuartigen Sachverhaltskonstellationen hin und gegebenenfalls ihrer Fort-
entwicklung.56 Die vorliegende Untersuchung widmet sich der damit formulier-

50  So M. Kment, Grenzüberschreitendes Verwaltungshandeln, 2010, S. 48.
51  Ähnlich M. Kotzur, Grenznachbarschaftliche Zusammenarbeit in Europa, 2004, S. 23.
52  Vgl. M. Payandeh, DVBl. 2016, 1073 (1073).
53  Vgl. auch H. Kronke, in: BerDGVR 38 (1998), S. 33 (37). Der Ausnahmecharakter zwi-

schenstaatlicher Fragestellung vor deutschen Gerichten bis Mitte des 20. Jahrhunderts lag pri-
mär an der sehr begrenzten Mobilität der Rechtssubjekte über Staatsgrenzen hinweg; siehe 
dazu M. Söhne, Die Rechtshilfe in der Europäischen Union, 2013, S. 25. Heute ist die Mög-
lichkeit grenzüberschreitenden Reisens offensichtlich zu einem selbstverständlichen Bestand-
teil des täglichen Lebens geworden; siehe dazu im rechtlichen Kontext J. Menzel, Internatio-
nales Öffentliches Recht, 2011, S. 595.

54  Vgl. F. Becker, in: Isensee/Kirchhof, HStR, Bd. 11, 3. Aufl. 2013, § 240 Rn. 1.
55  Vgl. G. Elbing, Zur Anwendbarkeit der Grundrechte bei Sachverhalten mit Auslands-

bezug, 1992, S. 18; P.‑T. Stoll, DVBl. 2007, 1064 (1069); F. Becker, NVwZ 2015, 1335 (1338); 
M. Payandeh, DVBl. 2016, 1073 (1073).

56  Vgl. L. Viellechner, in: Vesting/Korioth/Augsberg, Grundrechte als Phänomene kollek-
tiver Ordnung, 2014, S. 295 (312); siehe ferner D. Merten, in: FS Hartmut Schiedermair, 2001, 
S. 331 (331), der angesichts der zunehmenden internationalen Verflechtungen die Bestimmung 
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ten Aufgabe der Erarbeitung einer Sachverhalte zwischenstaatlicher Kooperati-
on erfassenden Grundrechtsdogmatik.

Bevor diese Aufgabe allerdings im Einzelnen in Angriff genommen wer-
den kann, muss noch genauer herausgearbeitet werden, inwieweit die zwischen-
staatliche Zusammenarbeit den Individualrechtsschutz des Einzelnen bedroht. 
Dazu wird zunächst (I) die hohe Grundrechtsinvasivität der internationalen 
Kooperation aufgezeigt, bevor in einem zweiten Schritt (II) thematisiert wird, 
dass die Individualrechtsschutzsysteme in anderen, mit der Bundesrepublik 
Deutschland tatsächlich oder potentiell kooperierenden Staaten in der Regel ein 
geringeres Individualrechtsschutzniveau aufweisen, als dies in Deutschland der 
Fall ist. Die drohende Absenkung des deutschen Grundrechtsschutzstandards 
infolge der Kooperation mit anderen Staaten kann – wie in einem dritten Schritt 
herausgearbeitet wird (III) – auch nicht durch die nach dem Zweiten Weltkrieg 
zunächst auf globaler Ebene entstandenen und nunmehr in Europa fest etab-
lierten internationalen Menschenrechtsschutzsysteme ausreichend kompensiert 
werden. Schließlich (IV) wird angesichts der gefundenen Ergebnisse die dog-
matische Konzeptualisierung grundgesetzlicher Grenzen der internationalen 
Kooperation als zentrales Ziel der vorliegenden Untersuchung vorgestellt.

I.  Hohe Grundrechtsinvasivität der internationalen Kooperation

Klassischerweise maß das Schrifttum Formen internationaler und supranationa-
ler Kooperation keine oder nur eingeschränkte grundrechtliche Relevanz zu.57 
So wurde beispielsweise den Normierungen des (damaligen) Gemeinschafts-
rechts bis in die 1960er und 1970er Jahre hinein vielfach bereits das Potential 
abgesprochen, überhaupt auf die Individualrechte der (Markt-)Bürger einzuwir-
ken.58 Wird eine solche These heute zwar nicht mehr vertreten, finden sich für 

des territorialen Anwendungsbereichs und der extraterritorialen Wirkungen der Grundrechte 
für angezeigt hält; zu den gravierenden, durch die Globalisierung ausgelösten Grundrechts-
problemen siehe M. Ruffert, Die Globalisierung als Herausforderung an das Öffentliche Recht, 
2004, S. 65.

57  So auch weiterhin J. Ukrow, in: Bröhmer, Der Grundrechtsschutz in Europa, 2002, 
S. 139 (150).

58  So insbesondere H. P. Ipsen, Der deutsche Jurist und das europäische Gemeinschafts-
recht, 1964, L  15 f.; H. P.  Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1972, S. 716 f.; ähnlich 
G. Zieger, Das Grundrechtsproblem in den Europäischen Gemeinschaften, 1970, S. 12; diffe-
renzierend H. J. Schlenzka, Die Europäischen Gemeinschaften und die Verfassungen der Mit-
gliedsstaaten, 1967, S. 192 und J. Kropholler, EuR 1969, 128 (129); dagegen allerdings sei-
nerzeit bereits die herrschende Auffassung in der Literatur, siehe etwa H. H. Rupp, NJW 1970, 
353 (354). Das erste Grundrechtsurteil des Europäischen Gerichtshofs – bezeichnenderweise 
auf Vorlage eines deutschen Gerichts, namentlich des Verwaltungsgerichts Stuttgart – datiert 
aus dem Jahr 1969: EuGH, Urt. v. 12.11.1969, Rs. 29/69, Stauder, Slg. 1969, 419. Die These 
der grundrechtlichen Indifferenz des Unionsrechts erscheint (nicht erst) heute anachronistisch. 
Wie Manfred Dauses bereits 1982 feststellte, sind die „Berührungsflächen der Gemeinschafts-
gewalt mit elementaren Individualrechtspositionen […] zahlreich“; siehe M. A.  Dauses, in: 
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